Wien, Donnerstag den 3. März 1881. 


XIV. Jahrgang. Nr. 9. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a, Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl. 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweire je nach Erſcheinen beigegeben. und beträgt 
das Jahres-Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
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Zn halt. 


Die Staatsforſte und die Forſte des Großgrundbeſitzes bei Regelung 
der Grundeigenthums-Verhältniſſe durch das Auseinander⸗ 
ſetzungs-Verfahren. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Anwendbarkeit des 8 115 a. b. G. B. auf eine zwiſch en einem Confefſionsloſen 
und einer Jüdin geichloflene Ehe ($ 10 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, 
R. G. Bl. Nr. 47, § 2 des Geſetzes vom 9. April 18 70, R. G. Bl. Nr. 51). 
In das nach 8 
ſcheidung iſt der terminus a quo der bewilligten Scheidungszeit nicht auf- 
zunehmen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die Staatsforſte und die Forſte des Großgrundbeſitzes 
bei Regelung der Grundeigenthums-Verhältniſſe durch 
das Auseinanderſetzungs-Berfahren.“) 


Es iſt eine weit verbreitete, aber durchaus irrige Anſchauung, 


daß der Forſtbeſitz aus der Regelung der Grundeigenthums⸗Verhältniſſe 
keinen Nutzen ziehen könne. Allerdings iſt das Waldland ſchon wegen 
der Schwierigkeit einer richtigen Conſtatirung und Bewerthung des 


Holzbeſtandes nicht in jener weiten Ausdehnung wie die Feldgrundſtücke 


bei der Commaſſation zum gegenſeitigen Austauſche geſchaffen und die 
Commaſſationsgeſetze aller Länder nehmen daher die Waldungen mit 
wenigen Ausnahmen von der zwangsweiſen Einbeziehung in die 
Commaſſation aus. Dennoch können auch den Forſten bei der Aus— 
einanderſetzung bedeutende Vortheile verſchafft werden. Schon in jenen 
Gemeinden, wo ſich die Auseinanderſetzung zumeiſt nur in der einfachen 
Form der Commaſſation vollzieht und in erſter Linie landwirthſchaftlich 
benützte Grundſtücke berührt, ergeben fich höchſt wichtige Vortheile auch 
für die forſtlichen Intereſſen durch den erleichterten Austauſch von zur 
landwirthſchaftlichen Benutzung mehr geeigneten Forſtgründen gegen 


landwirthſchaftliche aber beſſer zur Forſtcultur ſich eignende Grundſtücke, 


durch die leichte Beſchaffung zweckmäßiger Waldgrenzen und des Grund 
und Bodens für Waldwege über fremde Grundſtücke, vor Allem aber 
durch den in höchſt einfacher Weiſe ſich vollziehenden Eintauſch von 
Waldeinſprüngen und Waldenclaven, deren Beſeitigung in anderer Weiſe 
ſonſt nur durch eine meiſt gehäſſige oder unverhältnißmäßig koſtſpielige 
Expropriation möglich iſt und in zahlreichen Fällen an der Gehäſſigkeit 
oder Koſtſpieligkeit der Maßregel ſcheitert. Dagegen liegen über die 


*) Aus der Denkſchrift des öſterreichiſchen Reichsforſtvereins über die R ge⸗ 
lung der Grundeigenthums⸗Verhältniſſe durch das Auseinanderſetzungs⸗Verfahren 
(Commaſſation, Gemeindetheilung und Regulirung, Ablöſung der Forſtſervituten.) 
Wien 1881. Verlag des öſterreichiſchen Reichsforſtvereines. 


115 a. b. G. B. geſchöpfte Erke untniß auf zeitliche Ehe- 


außerordentlich leichte Beſeitigung der Waldenclaven bei der Commaſſation 
aus allen Ländern, welche Commaſſationsgeſetze beſitzen, zahlreiche Bei⸗ 
ſpiele vor. Die zur Erreichung der gedachten Zwecke erforderlichen 
Waldtheile werden daher auch zum großen Vortheile der gedachten 
Forſte dem Zuſammenlegungs⸗Verfahren unterzogen werden können. 

Die Ablöſung der Forſtſervituten iſt in den öſterreichiſchen Ländern 
durch die durchgeführten nunmehr dem Abſchluſſe nahen Verhandlungen 
nach dem Geſetze vom 5. Juli 1853 betreffend die Ablöſung und 
Regulirung der Grundlaſten (Holzungs:, Weide- und Streubezugsrechte 
ze.) in einem großen Theile bereits vollzogen. Trotz der unleugbaren 
Erfolge, welche dieſem Geſetze namentlich in Bezug auf die Klarſtellung 
der bis dahin in allen Ländern in Streit und Proceß verfangenen 
Eigenthums⸗, Beſitz⸗ und Nutzungsrechte an Wald- und Weidegründen 
zu danken ſind, hat dieſe Maßregel doch nicht jene wirthſchaftlichen 
Verbeſſerungen erzielt, welche bei einer anderen Behandlung zu erreichen 
geweſen wären Wo die Ablöſung in Geld erfolgte, konnten die Ablöſungs⸗ 
capitalien nur ſelten auf Meliorationen des in zahlloſe Parcellen zer— 
ſplitterten Agrarbeſitzes der bäuerlichen Wirthſchaften verwendet werden. 
Wo die Ablöſung in Grund und Boden geſchah, konnten nur in Aus— 
nahmsfällen zur Arrondirung des bäuerlichen Beſitzes geeignete Grund⸗ 
ſtücke als Ablöſungsäquivalent gegeben werden; die an Gemeinſchaften 
abgetretenen Waldflächen gingen, da das Geſetz zu einer Regulirung 
der auf denſelben gemeinſchaftlich auszuübenden Nutzungsrechte und 
Herſtellung genoſſenſchaftlicher Einrichtungen keine genügende Handhabe 
bot, einer meiſt auch heute noch fortdauernden wüſten und regelloſen 
Gemeinnutzung oder der ſinnloſen Theilung in ſchmale unwirthſchaftliche 
Streiſen entgegen; zahlreiche Belaſtungen, deren Ablöſung im beider⸗ 
ſeitigen Intereſſe wünſchenswerth und bei einer vollſtändigen Auseinander⸗ 
ſetzung möglich geweſen wäre, mußten einer heute oft ſchon beiden 
Theilen läſtigen Regulirung unterzogen werden, der überdies meiſtens 
auch die genofſenſchaftliche Organiſation mangelt, welche ſowohl im 
Intereſſe der Berechtigten wie des verpflichteten Waldbeſitzers ſo vieles 
zu einer geordneteren Ausübung der regulirten Nutzungsrechte hätte bei⸗ 
tragen können. In ſolcher Weiſe iſt die nach dem Patente durchgeführte 
Grundlaſten⸗Ablöſung und Regulirung, herausgeriſſen aus dem großen 
Ganzen einer allumfaſſenden Regelung der Grundbeſitzverhältniſſe, un⸗ 
geachtet der auf dieſelbe aufgewendeten großen Koſten, doch nur eine 
halbe, nach vielen Richtungen hin der Ergänzung bedürftige Maßregel 
geblieben. Es ſind daher auch nicht blos aus deu forſtlichen Vereinen, 
ſondern auch aus den Kreiſen der Verpflichteten wie der Berechtigten 
bereits wiederholte Wünſche in der Richtung laut geworden, daß der durch 
jene Verhandlungen geſchaffene Zuſtand nicht für alle Zukunft als ein 
endgiltiger, ſondern als ſolcher angeſehen werde, welcher ſowohl im 
allgemeinen Culturintereſſe, als auch im Intereſſe der Betheiligten einer 
weiteren zweckmäßigeren Reform entgegenzuführen iſt. 

Wo die Ablöſung der derzeit noch beſtehenden Forſtſervituten mit 
der allgemeinen Auseinanderſetzung verbunden werden kann, wird es den 
Beſitzern der belaſteten Forſte möglich, indem ſie der Auseinanderſetzung 


auch mit ihrem fonftigen im Auseinanderſetzungsbezirke gelegenen Grund— 
beſitze beitreten, das zur Ablöſung der Servituten erforderliche Aequivalent 
nicht blos aus dem belaſteten Walde, ſondern auch aus dem ſonſtigen 
Beſitze — und nicht unmittelbar an die Berechtigten, ſondern an die 
Geſammtmaſſe abzugeben, aus welcher die Berechtigten bei der neuen 
Vertheilung für ihre eingelegten Grundſtücke und zugleich für ihre 
Nutzungsrechte durch Zuweiſung von für fie paſſend gelegenen Grund 
ſtücken entſchädigt werden. Dadurch iſt nicht blos jede Einwendung 
einer Gefährdung des Hauptwirthſchaftsbetriebes der berechtigten Guͤter 
beſeitigt, welche bei der nach dem Patente vom 5. Juli 1853 durch— 
geführten Verhandlung gegen die Zuweiſung entfernter und unpaſſend 
gelegener Grundſtücke aus dem belaſteten Objecte in vielen Fällen die 
Ablöſung verhinderte; in Fällen dieſer Art kann die Ablöſung auch mit 
weit geringeren Opfern für die Verpflichteten, namentlich auch nicht 
ſelten mit Vermeidung von Waldabtretung, und doch auch wieder 
mit weit größeren Vortheilen für die Berechtigten vollzogen werden. 


Gleichzeitig finden die großen Forſte durch ſonſtige Ausgleichungen aus 


der Geſammtmaſſe, namentlich für Waldenclaven, unzweckmäßige Grenzen 


der Berechtigten abgetretenen Gemeinſchaftswaldungen bietet die bei den 
Verhandlungen nach dem Patente vom 5. Juli 1853 fo ſchwer ver- 
mißte weitere Regulirung und Genoſſenſchaftsbildung Garantien für eine 
künftige pflegliche Waldbehandlung. Die außerordentlichen Vortheile, 
welche der Forſteultur aus der endlichen und durchgreifenden Ablö— 
ſung der Forſtſervituten zugehen werden, rechtfertigen es aber auch, 
daß die Ablöſung nicht auf die Fälle dieſer Art beſchränkt, ſondern daß 
dieſelbe dort, wo eine ſolche Verbindung nicht erreicht werden kann, 
auch als ſelbſtſtändige Auseinanderſetzung für ſich allein zur Durch— 
führung gelange, und in dieſer Beziehung erlaubt ſich der Reichsforſt— 


verein, auf jene Anträge zu verweiſen, welche der im Jahre 1880 


abgehaltene öſterreichiſche Forſteongreß in weſentlicher Uebereinſtimmung 
mit den anerkannt beſten Geſetzen und mit den kundgegebenen Wünſchen 
der Forſtvereine in Deutſchland beſchloſſen hat. *) 


) Die erwähnten Beſchlüſſe lauten wörtlich wie folgt: 
Die endliche und zwar möglichſt vollſtändige Ablöſung der regulirten wie 
nicht regulirten Forſtſervituten iſt ein dringendes Bedürfniß. 


Die hohe k. k. Regierung wird gebeten, bei der Codificirung eines dieſe 


Angelegenheiten behandelnden Geſetzes den nachſtehenden Grundſätzen gebührende 
Beachtung zuwenden zu wollen. 

1. Die Verhandlung zur Ablöſung von Forſtſervituten findet nur auf 
Anlangen (Provocation) eines intereſſirten Theiles ſtatt. 

Das Provocationsrecht auf Ablöfung ſteht ſowohl dem belaſteten Forſt— 
eigenthümer als auch dem Berechtigten zu; mit der Maßgabe, daß Letzterer, 
als n über Autrag des Verpflichteten, mit Geldabfindung ſich zufrieden 
eben muß. 
3 Wenn der Weideberechtigte auf Ablöſung provocirt, jo hat der Verpflichtete 
die Wahl, ob er die Entſchädigung nach dem Vortheile, der ihm aus der Ablöfung 
erwächſt, oder nach dem Nutzwerthe den die Weide für den Berechtigten hat, 
gewähren will. 

Stimmt mehr als die Hälfte einer abzulöſenden Geſammtheit für die 
Ablöſung, fo hat die widerſtreitende Minderheit der Ablöſung ſich zu fügen. 
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An dieſer Stelle ſind auch die Vortheile beſonders zu erwähnen, 
welche das Auseinanderſetzungs-Verfahren für größere, vom Staate, oder 
von den Ländern geleitete Aufforſtungen zu bieten vermag. Wir haben 
hier in erſter Linie die Karſtbewaldung im Auge. 

Für die Karſtländer ſind die Staatsforſte und andere, durch ein 
techniſch gebildetes Forſtperſonal bewirthſchaftete große Forſte von außer⸗ 
ordentlicher Bedeutung. Es liegt in der Natur der Sache, daß weder 
die Kleingrundbeſitzer noch auch die Gemeinden für die in gemeinſchaft— 
licher Benützung ſtehenden Waldflächen in naher Zukunft ein techniſch 
gebildetes Wirthſchaftsperſonal beſtellen werden und beſtellen können. Bei 
Waldungen dieſer Art iſt noch für lange Zeit nicht To ſehr der ratiouellſte 
forſtwirthſchaftliche Betrieb, ſondern die geordnete Deckung des Bedarfes 
der einzelnen Wirthſchaften an Holz, Weide und Streu u. dgl. das 
Hauptziel der Forſtwirthſchaft. In ſolcher Weiſe iſt es auch bisher 
gekommen, daß in den Karſtländern mit Ausnahme der Staatsforſte 
ein techniſch gebildetes Forſtwirthſchaftsperſonale faſt nirgends beftellt 
wurde. Gerade dieſen Ländern, wo mit Rückſicht auf die gefährliche 


Bodenbeſchaffenheit die Forſtwiſſenſchaft die allerwichtigſten Aufgaben zu 
u. dgl. eine wirthſchaſtlichere Geſtaltung. Für die an eine Geſammtheit 


2. Der Capitalswerth der abzulöſenden Berechtigung (das Sollhaben des 


Servitut⸗Inhabers) wird mit dem zwanzigfachen Netto-Jahreswerthe derſelben, 
abzüglich allfälliger Gegenleiſtungen berechnet. 

Inſoferne gütliches Uebereinkommen nicht zu Stande kommt, wird der 
Netto⸗Jahreswerth der regulirten Servituten auf Grundlage der Regulirungs— 
Urkunden; jener der nicht reguliſten aber auf Grund vorhandener Urkunden und 
behördlicher Erkeuntniſſe. dann nach den Beſtimmungen des allgemeinen bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches, erforderlichen Falles nach dem Ergebniſſe des durchſchnitt⸗ 
lichen ſactiſchen Genuſſes in den Jahren 1855 — 1869 ermittelt. 

Mangels aller dieſer oder anderer geeigneter Behelfe, iſt der Jahreswerth 
der Berechtigung durch Sachverſtändige zu ermitteln. 


Allen diesfälligen Geldwerthberechnungen ſind die aus den Jahren 1855— 


1869 abzuleitenden Normal-⸗Durchſchnittspreiſe zu unterſtellen. 


Verpflichteten zu leiſtende Entgeld, maß nach Haupt- und Nebenertrag einen dem 
capitaliſirten Netto-Jahreswerthe der Berechtigung gleichkommenden Capitalswerth 
haben. 

Dieſer Capitalswerth wird für beſtokten Waldgrund und abfoluten Wald⸗ 
boden nach den Grundſätzen der Waldwerthberechnung bemeſſen. 


4. Als Abfindung kann gegeben werden, je nach dem Begehren des Ver⸗ 
pflichteten: 

a) Die Zahlung eines Geldcapitales, unter der durch die allgemeinen 
Grundentlaſtungs⸗Vorſchriften den Verpflichteten gewährten Erleichterung annuitäten⸗ 
weiſer Abſtattung. Die gänzliche, oder wenigſtens theilweiſe Abfindung in Grund 
und Boden kaun von dem Berechtigten nur in dem Falle gefordert werden, wenn 
die bisherigen Servitutsbezuge für den Hauptwirthſchaftsbetrieb desſelben uner⸗ 
läßlich ſind und deren Deckung im Wege freien Verkehrs nicht möglich erſcheint. 


löſen hätte, mangeln nur allzufehr die Träger forſtlichen Wiſſens und 
forſtlicher Erfahrung. Schon aus dieſem Grunde iſt nicht blos die Erhal— 
tung der Staatsforſte, ſondern auch die Vermehrung derſelben und ihre 
wirthſchaftliche Geftaltung in Bezug auf Figur, ſichere Grenzen, Befreiung 
von Enclaven und forſtſchädlichen Nutzungsrechten einer der wichtigſten 
Zielpunkte für die Karſtbewaldung. 

Dazu kommt aber auch noch weiter, daß für die Aufforſtung in 
Hinkunft weit größere Flächen vorbehalten und zu dieſem Zwecke auch 
möglichſt von der Weide ausgeſchloſſen werden müſſen als bisher; wird 


doch Niemand beſtreiten, daß ein raſcherer und zugleich ſicherer Vorgang 


bei den Aufforſtungen im allgemeinen Culturintereſſe dringend geboten 
und nur dadurch erreichbar iſt, daß größere Flächen, deren baldige 
Aufforſtung durch die bisherigen Beſitzer nicht erzielt werden kann, vom 
Staate — oder wenn die Mittel verfügbar find, von den Ländern 
größeren Bezirken, reicheren Gemeinden oder beſonderen Geſellſchaften oder 
Vereinen, in der Regel eige uthümlich erworben und aufgeforſtet werden. 

Die großen Aufgaben, welche in ſolcher Weiſe an den Staat 
herantreten, als: eiuerſeits die wirthſchaftlichere Geſtaltung der beſtehenden 
Staatsforſte, andererſeits die Erwerbung neuer zur Aufforſtuug zu 
beſtimmender Flächen, laſſen ſich mit den gewöhnlichen Mitteln und 
ſelbſt durch Zwangsgeſetze zur Expropriation von Enclaven und von 
unaufgeforſtet bleibenden Waldflächen nur ſchwer und langſam, mit einem 
großen Koſtenaufwande, häufig nur in einem mühevollen und aufregenden 
Verfahren zur Löſung bringen. Durch die Expropriation kleiner unauf— 
geforſteter Waldtheile ſchafft man meiſtens nur einen in alle Theile des 
Landes zerſplitterten, ſelten aber einen wirthſchaftlich geſtalteten Staats⸗ 
beſitz. Dagegen kann nach zahlreichen darüber vorliegenden Erfahrungen 
durch die Auseinanderſetzung die wirthſchaftlichere Geſtaltung der 
beſtehenden Staatsforſte, namentlich die Beſeitigung von Enclaven, in 
der einfachſten Weile ohne beſondere Koſten erfolgen, und ſelbſt die 
Erwerbung neuer Aufforſtungsflächen aus einer Auseinanderſetzungsmaſſe 
läßt ſich mit verhältnißmäßig geringeren Koſten und in zweckmäßigſter 


Form erreichen. Häufig wird ſchon die Uebernahme der Auseinander- 


ſetzungskoſten auf den Staatsſchatz unter Vermittlung der Auseinander— 
ſetzungsbehörde zu einem befriedigenden Uebereinkommen mit der Aus— 
einanderſetzungsmaſſe führen. ) 


b) Grund und Boden, und zwar: 

«&) beftofte3 oder nicht beſtoktes Waldgelände oder 

6) landwirthſchaftliche Liegenſchaften, wenn beide für den Berechtigten wirth⸗ 
ſchaftlich gut gelegen find, oder ſchon bisher Gegenſtand der Belaſtung waren. 
Brennholz⸗ und Streuberechtigungen, ſoferne deren Ablöſung durch Geld⸗ 


capital nach lit. a dieſes vierte ktes läſſig erſchei g ö 
3. Die Abfindung, d. i. das an Stelle der abzulöſenden Servitut vom pi ch . rten Punktes unzuläſſig erſcheint, müfjen, auf Begehren 


des Berechtigten, ſtets mit beſtoktem Waldgelände abgefunden werden. 

Die Waldabtretung ſoll jedoch, ſoweit dies zuläſſig erſcheint, nur an eine 
Mehr⸗ oder Geſammtheit von Berechtigten und nur unter der Bedingung geſchehen, 
daß durch genoſſenſchaftliche Einrichtungen für die nachhaltige forſtmäßige Be⸗ 
nützung hinlängliche Garantien geſchaffen werden. 

5. Wenn durch die auf was immer für eine Weiſe erfolgte Ablöſung 
einer Waldſervitut eine zeitweiſe empfindliche Störung des Wirthſchaftsbetriebes 
des Berechtigten zu beſorgen ſein ſollte, fo ſoll dieſem das Recht zuftehen, für die 
Dauer ener geſetzlich feftzuftellenden Uebergangsperiode den Fortbezug feiner bis⸗ 
herigen Nutzung aus dem belaſteten Objeete zu begehren. 

Für dieſen Genuß hat er dem Verpflichteten denjenigen Preis jährlich zu 
zahlen, welcher bei der Ablöſungsverhandlung rechtskräftig ausgemittelt worden ift. 

) Wir verkennen dabei keineswegs die Berechtigung großartiger, aus 
Staatsmitteln unternommener Aufforſtungen und Grundeinlöſungen und verweiſen 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Anwendbarkeit des $ 115 a. b. G. B. auf eine zwiſchen einem 

Confeſſionsloſen und einer Jüdin geſchloſſene Ehe (§ 10 des 

Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, $ 2 des 

Geſetzes vom 9. April 1870, N. G. Bl. Nr. 51). In das nach 

§ 115 a. b. G. B. geſchöpfte Erkenntniß auf zeitliche Eheſchei⸗ 

dung iſt der terminus a duo der bewilligten Scheidungszeit nicht 
aufzunehmen. 


Das k. k. Landesgericht in Wien hat auf die Klage des conſeſſions⸗ 
loſen 27 Jahre alten Ritter v. A. und deſſen 36 Jahre alten Gattin 
B. (Jüdin) auf Nichtigerklärung ihrer am 30. März 1878 vor dem 
Wiener Magiſtrate geſchloſſenen Ehe wegen des Eheungiltigkeitsgrundes 
des § 64 a. b G. B. (wegen Unterlaſſung der im Art. 6 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1868, R G. Bl. Nr. 49, vorgeſchriebenen Verſtän⸗ 
digung des Seelſorgers der verlaſſenen Religionsgenoſſenſchaft von der 
Austrittsertlärung) und eventuell auf Ehetrennung wegen unüberwind⸗ 
licher Abneigung nach 8 115 a. b. G. B. zu Recht erkannt: Die zwiſchen 
dem A. und der B. am 30. März 1878 vor dem Wiener Magiſtrate 
geſchloſſene Ehe ſei giltig, das Begehren beider klagenden Ehegatten 
auf Trennung der Ehe wegen unüberwindlicher Abneigung wird derzeit 
zurückgewieſen, es werden aber die beiden genannten Ehegatten im Sinne des 
§ 115 a. b. G. B. vorerſt auf ein Jahr von Tiſch und Bett ge— 
ſchieden. 

Die Begründung des Scheidungserkenntniſſes lautet: „Das Eventual⸗ 
begehren auf Ehetrennung wurde hauptſächlich auf die angeblich zwiſchen 
beiden Ehegatten beſtehende, durch die Verſchiedenheit des Alters, der Natio⸗ 
nalität, der Religion, der Bildung und des Standes begründete gegenſeitige 
unüberwindliche Abneigung, alſo auf den Ehetrennungsgrund des § 115 
a. b. G. B. geſtützt. Obwohl weder die Kläger noch der Vertheidiger 
des Ehebandes die Anwendbarkeit des angerufenen $ 115 a. b. G. B. 


auf den vorliegenden Fall bezweifelten, ſo war doch richterlicherſeits zuerſt 
die Anwendbarkeit dieſer die Ehetrennungsgründe nicht katholischer chriſt⸗ 


licher Religionsverwandten feſtſetzenden Rechtsnorm auf die zwiſchen 
dem confeſſionsloſen Kläger und der Mitklägerin (Jüdin) vor der welt⸗ 
lichen Behörde nach § 7 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. 
Nr. 47, geſchloſſenen Ehe zu prüfen. Die Rechtsnormen des $ 115 
a. b. G. B. erſcheinen bezüglich ihrer Anwendung von der neuen Ehe— 
geſetzgebung auf die von Perſonen, welche keiner geſetzlich anerkannten 
Kirche oder Religionsgenoſſenſchaſt angehören, geſchloſſenen Ehen aus— 
drücklich ausgedehnt, denn § 10 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, 
R. G. Bl. Nr. 47, normirt, daß für die vor der weltlichen Behörde 
geſchloſſenen Ehen rückſichtlich der Scheidung und Trennung derſelben 
die Beſtimmungen des allg. bürgerl. Geſetzbuches gelten, und § 2 des 
Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, beſtimmt, daß hin⸗ 
ſichtlich der Trennbarkeit der Ehen von Perſonen, welche keiner geſetz— 
lich anerkannten Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft angehören, dieſe 
Perſonen den nicht katholiſchen chriſtlichen Religionsverwandten gleich— 
zuhalten ſind. Nicht katholiſchen chriſtlichen Religionsverwandten geſtattet 
aber $ 115 a. b. G. B., aus den dort aufgezählten Ehetrennungs—⸗ 
gründen die Trennung der Ehe zu fordern, und eben derſelbe $ 115 
a. b. G. B. normirt, daß, wenn wegen unüberwindlicher Abneigung 
von beiden Ehegatten die Auflöſung der Ehe verlangt wird, die Trennung 
der Ehe nicht ſogleich verwilligt werden müſſe, ſondern erſt eine Scheidung 
von Tiſch und Bett verſucht werden ſolle. Wollte man aber ſelbſt in 
den offenbar allgemein für die Trennung vor der weltlichen Behörde 


hierüber auf das Beiſpiel Frankreichs. Anläßlich der Budgetdebatte für das 
Erforderniß der Staatsforſtverwaltung für das Jahr 1880 hat der franzöftiche 
Miniſter für Ackerbau und Handel, Herr M. Tirard, an das Haus der Ab⸗ 
geordneten einen Bericht erſtattet, welchem zu entnehmen iſt, daß Frankreich für 
Zwecke der Wildbachverbauung und Aufforſtung im Gebirge ſeit dem Erlaß des 
Wiederbewaldungsgeſetzes vom Jahre 1860 über 16 Millionen Francs veraus⸗ 
gabt hat und daß für das Jahr 1880 eine Summe von rund Fres. 2, 700.000 
für dieſe Arbeiten in Aufpruch genommen wird. Gleichzeitig hat der Miniſter mit 
dieſem Berichte dem Abgeordnetenhauſe einen approximativen Voranſchlag über die 
Zeit und Koſten, welche die Wiederherſtellung der Productivität der Gebirge noch 


beanſprucht, vorgelegt und in demſelben nachgewieſen, daß die Größe der noch 


aufzuforjtenden Bodenfläche 758.000 Hectar beträgt, welche mit einem Koſtenauf⸗ 
wand von Fres. 220,000.000 innerhalb 60 Jahren aufzuforſten find. Von dieſen 
220 Millionen Francs entfallen 72 Millionen auf die Grunderwerbungen und 
148 Millionen auf die eigentlichen Aufforſtungs⸗ und Correctionsarbeiten. 
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geſchloſſener Ehen gegebenen Normen mit Rückſicht auf den Wortlaut 
des § 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, 
nur Normen für den confeſſionsloſen Ehetheil erblicken, fo hat doch dieſer 
(im vorliegenden Falle der Gatte) geradezu unbeſtreitbar das Recht, 
gemäß § 115 a. b. G. B. wegen unüberwindlicher Abneigung beider 
Ehegatten die Ehetrennung zu verlangen, und es wird dieſes Recht 
nicht dadurch alterirt fein, daß der andere Ehegatte ifraelitiſchen 
Glaubens iſt, denn § 116 a. b. G. B. geſtattet dem nicht katholiſchen 
Ehegatten (und dieſe Norm gilt jetzt auch für Confeſſionsloſe), ſelbſt 
dann die Ehetrennung nach § 115 a. b. G. B. zu verlangen, wenn 
der andere Theil zur katholiſchen Kirche übergetreten iſt, obſchon für 
den Katholiken das kirchliche und geſetzliche Princip der Unauflöslichkeit 
der Ehe gilt; der confeſſionsloſe Ehegatte wird daher nach der Auslegungs⸗ 
regel a major! ad minus die Ehetrennung des $ 115 a. b. G. B. 
um ſo mehr auch im Einverſtändniſſe mit der jüdiſchen Gattin, deren 
Eherecht eine unfreiwillige Ehetrennung beider Gatten (§ 133 a. b. 
G. B.) kennt, und bezüglich einer Ehe geltend machen können, welche, 
weil nicht zwiſchen Juden und nicht nach dem jüdiſchen Eherechte 
geſchloſſen, keine Judenehe, und daher auch bezüglich der iſraelitiſchen 
Gattin keineswegs als den Normen des allg. bürgerl. Geſetzbuches über 
Judenehen (58 124— 136 a. b. G. B.) unterworfen betrachtet werden 
kann. Es iſt daher nicht zu bezweifeln, daß das Begehren beider Ehe— 
gatten um Trennung ihrer Ehe auf Grund und mit der Procedur des 
§ 115 a. b. G. B. keiner geſetzlichen Vorſchrift zuwider und in den 
bezogenen Geſetzen ſelbſt begründet ſei. Wollte man aber ſelbſt den 
Fall der Trennung einer vor einer weltlichen Behörde nach dem Geſetze 
vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 45, zwiſchen einem Confeſſions⸗ 
fofen und einer Jjdin geſchloſſenen Miſchehe als in den bezogenen 
Geſetzen nicht vorgeſehen annehmen, ſo würden in Anwendung der 
Rechtsaualogie (nach $ 7 a. b. G. B.) und mit Rückſicht auf Grund 
und Abſicht der Geſetzgebung doch auch die Normen des § 115 a. b. 
G. B. in analoge Anwendung gebracht werden müſſen. Eine analoge 
Anwendung der Beſtimmung des § 136 a. b. G. B. über die Auf- 
löſung der durch den Uebertritt eines jüdiſchen Ehegatten zur chriſtlichen 
Religion aus einer Judenehe entſtandenen Miſchehe auf den vorliegen: 
den Fall iſt ſchon darum ausgeſchloſſen, weil die Ehe der beiden 
Trennungskläger keine Judenehe iſt, und weil die Beſtimmungen des 
bürgerlichen Eherechtes für Juden in den neuen Ehegeſetzen nicht (fo 
wie das bürgerliche Eherecht für Akatholiken im Geſetze vom 9. April 
1870, R. G. Bl. Nr. 51) bezogen ſind. Mit Rückſicht auf die in dem 
8 10 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, dann 
in den §§ 1 und 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 50, ausdrücklich und principiell feſtgeſetzte Auflösbarkeit der vor 
den weltlichen Behörden geſchloſſenen Ehen, und zwar durch Ehetrennung 
und Eheſcheidung, dann — mit Rückſicht auf die in den 88 44, 47, 48, 
49, 55— 59, 80 a. b G. B. als leitendes geſetzliches Princip zum 
Ausdrucke gelangte Vertragseigenſchaft der Ehen — dürfen, wenn nach 
Analogie zu eutſcheiden iſt, nicht die einen exceptionellen confeſſionellen 
Charakter tragenden Normen des bürgerl. Geſetzbuches für katholiſche 
Ehen oder Judenehen, ſondern nur die ihrem Inhalte und ihrer Natur 
nach der civilrechtlichen Auffaſſung des Ehevertrages am meiſten con⸗ 
gruenten Beſtimmungen des § 115 a. b. G. B., und zwar um fo mehr 
in analoge Anwendung gebracht werden, als die Beſtimmungen des 
allg. bürgerl. Geſetzbuches bezüglich des Eherechtes der akatholiſchen 
Chriſten ſchon ausdrücklich als Normen für das Eherecht des confeſſions⸗ 
loſen Ehegatten von der Geſetzgebung anerkannt ſind. Dieſe in jeder 
Richtung nachgewieſene Anwendbarkeit des $ 115 a. b. G. B. voraus⸗ 
geſetzt, war, weil der Antrag des beſtellten Vertheidigers des Ehebandes, 
mit Rückſicht auf die kurze Dauer der zu trennenden Ehe zur Erprobung 
der behaupteten unüberwindlichen Abneigung blos mit einer vorläufigen 
Eheſcheidung vorzugehen und das Ehetrennungsbegehren beider Theile 
derzeit abzuweiſen, in der Vorſchrift des Geſetzes (§S 115 a. b. G. B.) 
aber auch in den erhobenen Umſtänden begründet iſt, und weil überdies 
von den Trennungsklägern ſelbſt unter formeller Aufrechthaltung des 
Trennungsbegehrens die Zweckmäßigkeit der vom Vertheidiger des 
Ehebandes eventuell beantragten vorläufigen Eheſcheidung ausdrücklich 
anerkannt wurde, die Ehetrennungsklage nur derzeit abzuweiſen und 


*) 2 dieſes Geſetzes lautet: „Hinſichtlich der Trennbarkeit der Ehen find 
die im $ 1 erwähnten Perſouen (§ 1 normirt die Eheamtshandlungen für eine 
Perſon, „die keiner geſetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft an⸗ 

gehört“) den nicht katholiſchen chriſtlichen Religionsverwandten gleichzuhalten.“ 


auf zeitliche Eheſcheidung im Sinne des 8 115 a. b. G. B. zu 
erkennen.“ 


Das k. k. öſterr. Oberlandesgericht beſtätigte mit Decret vom 
26. November 1879, A. Z. 18.456, das erſtrichterliche Scheidungs⸗ 
erkenntniß aus folgenden Gründen: Die als Appellation behandelte 
Beſchwerde des A. kann bei dem Umſtande, als er ſchon im Laufe der 
Verhandlung von ſeinem urſprünglichen Verlangen um Ungiltigkeits⸗ 
erklärung der Ehe abgeſtanden iſt, nur den Punkt des landesgericht⸗ 
lichen Urtheiles betreffen, womit das Begehren um Trennung der Ehe 
derzeit zurückgewieſen und vorerſt nach $ 115 a. b. G. B. eine Scheidung 
von Tiſch und Bett auf ein Jahr ausgeſprochen wurde. Weil die Ehe 
einer Jüdin an ſich ſchon durch wechſelſeitige, freie Einwilligung trenn⸗ 
bar iſt und weil nicht eine Judenehe, ſondern eine nach dem Geſetze 
vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51, geſchloſſene Ehe einer Jüdin 
mit einem Confeſſionsloſen vorliegt, bezüglich welcher Ehe der $ 2 des 
erwähnten Geſetzes ausdrücklich beſtimmt, daß hinſichtlich der Trenn⸗ 
barkeit der Ehe Diejenigen, welche keiner geſetzlich anerkannten Kirche 
oder Religionsgenoſſenſchaft angehören, den nicht katholiſchen chriſtlichen 
Religionsverwandten gleichzuhalten find, jo kann es einem gegründeten 
Zweifel nicht unterliegen, daß bei der Ehe zwiſchen A. und B. betreffs ihrer 
Trennbarkeit der 8 115 a. b. G. B. anwendbar iſt. In dieſem 8 115 a. b. 
G. B. iſt nun für den Fall, als die Trennung der Ehe wegen unüber⸗ 
windlicher Abneigung begehrt wird, ſelbſt dann, wenn dieſe Trennungs⸗ 
urſache nach Weiſung des § 14 des Hoſdecretes vom 23. Auguſt 
1819, J. G. S. Nr. 1595, für erwieſen angenommen werden könnte, 
verpflichtend vorgeſchrieben, daß die Trennung nicht ſogleich bewilligt 
werden darf, ſondern erſt eine Scheidung von Tiſch und Bett, und 
zwar nach Beſchaffenheit der Umſtände auch zu wiederholten Malen 
verſucht werden muß. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob bei dieſem Wort⸗ 
laute des $ 115 a. b. G. B. über die Trennung der Ehe wegen 
unüberwindlicher Abneigung in dem Falle, wenn vorerſt auf die ver⸗ 
ſuchsweiſe Scheidung von Tiſch und Bett abgegangen wird, das Trennungs⸗ 
begehren für „derzeit“ abzuweiſen oder dasſelbe in Schwebe zu laſſen 
ſei, gewiß aber iſt es, daß dieſer Scheidungsverſuch nur ein Schritt im 
Verfahren wegen Trennung iſt, daher auch nicht den Vorſchriften für 
die bloße Scheidung unterliegt. Daher kann die Beſchwerde des A. weder 
in der Richtung, daß nicht die für die ſelbſtſtändige Scheidung vorge⸗ 
ſchriebenen dreimaligen Verſöhnungsverſuche vorgenommen wurden, noch 
in der Richtung, daß nicht ſofort auf Trennung der Ehe erkannt wurde, 
für begründet gehalten werden.“ 


Auf die a. o. Reviſionsbeſchwerde des A. hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Decret vom 13. April 1880, Z. 3105, die beiden 


untergerichtlichen Urtheile aus folgenden Gründen beſtätigt: „Daß die 


Vorſchriften des $ 115 a. b. G. B. bei der Entſcheidung der Frage 
über die Trennung der vom Reviſionswerber A. mit der Frau B. 
am 30. März 1878 geſchloſſenen Civilehe in Anwendung kommen, 
wurde bereits in den unterrichterlichen Motiven umſtändlich erörtert und 
iſt auch von keinem Streittheile beſtritten. Ebenſo wenig iſt gegenwärtig 
über die Zuläſſigkeit der von beiden Inſtanzen im Sinne der ober⸗ 
wähnten Geſetzesſtelle verfügten Scheidung von Tiſch und Bett durch 
die Dauer eines Jahres zu entſcheiden, weil der Reviſionswerber in 
einem Protokolle vom 18. Jänner 1879, 3. 76.417, die Zweckmäßig⸗ 
keit und Standhaftigkeit dieſer Verfügung ſelbſt anerkannt hat und zudem 
angenommen werden muß, daß er ſich darüber im Wege der a. o. Reviſions⸗ 
beſchwerde zu beſchweren nicht im Sinne hatte, weil das Begehren 
ſeiner Reviſionsbeſchwerde nur dahin gerichtet wird, es möge ausge⸗ 
ſprochen werden, daß die auf ein Jahr bewilligte Scheidung von der 
Zuſtellung des erſtrichterlichen Urtheiles zu rechnen ſei, da keines der 
unterrichterlichen Urtheile über den Anfangspunkt des Scheidungsjahres 
eine Beſtimmung enthält. Aber auch dieſes Begehren findet nicht ſtatt, 
weil eine Beſtimmung darüber im Urtheiltexte überhaupt nicht aufzu⸗ 
nehmen iſt, und weil die Entſcheidung hierüber, als zur Durchführung 
des Erkenntniſſes gehörig und nur auf deſſen Rechtsfolgen ſich beziehend, 
den betreffenden Gerichten ſeinerzeit überlaſſen bleiben muß.“ 
Ger.⸗Ztg. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. III. Quartal. 


Poſt⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. 
Handelsminiſteriums. 


Nr. 80. Ausgeg. am 10. Juli. 


Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 29. Juni 1880, Z. 18.023, 
an die Direction der a. priv. Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn (gleichzeitig ſüämmt⸗ 
lichen Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſenbahnen zur Kenntniß mitgetheilt), 
betreffend den Transport derzeit noch vereinzelt vorkommender Viehſendungen. 

Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine Vieinal⸗Eiſenbahnlinie, ausgehend 
von der Station Margiczän der Kaſchau⸗ Oderberger Bahn bis Schmöllnitz. 
3. 10.194. 25. Juni. 

Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie von Budapeſt⸗ 
Kelenſöld bis Cifegg und gegen Kaposvär bis Fünfkirchen. Z. 5019. 28. Juni. 
Nr. 81. Ausgeg. am 13. Juli. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn 
von Budapeſt⸗Kelenföld bis zur Station Baranyavar der Alföldbahn, ſowie eine 
Flügelbahn von Simontornya bis Dombovär. Z. 7717. 25. Juni 

Nr. 82. Ausgeg. am 15. Juli. 


Bewilligung zur Weiterführung der Grazer Tramway vom Jacominiplatze 
durch die Jacominigaſſe bis zur Fröhlichgaſſe, eventuell bis zum Bahnhoſe der 
ungariſchen Weſtbahn. Z. 11.505. 3. Juni. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige 
Localbahn von der Station Semil der ſüdnorddeutſchen Verbindungsbahn, 
beziehungsweiſe von der Station Starkenbach der öſterreichiſchen Nordweſtbahn 
nach Wurzelsdorf, beziehungsweiſe nach Harrachsdorf. Z. 19.021. 30. Juni. 

Nr. 83. Ausgeg. am 17. Juli. 


Erlaß der k. k. General⸗Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 
5. Juli 1880, 3. 5998 J., an ſämmtliche öſterreichiſchen Eiſenbahnverwaltungen, 
betreffend die Verfaſſung der Stationspläne für Eiſenbahn⸗Hochbau⸗Projecte in 
Abſicht auf die Erſichtlichmachung der nächſten Umgebung der Bauſtelle. 

Erlaß des kön. ungariſchen Communicationsminiſters vom 28. Juni 1880, 
Nr. 10.971, an die Verwaltungen der ungariſchen Eifenbahnen, betreffend die 
Ausdehnung des Desinfectionsverfahrens auf die bei Borſtenvieh-, Eſel⸗ und 
Maulthier⸗Sendungen verwendeten Eiſenbahnwagen. 

Nr. 84. Ausgeg. am 20. Juli. 

Conceſſionirung einer aus der Station Leneſchitz der Prag⸗Duxer Eiſen⸗ 
bahn abzweigenden Schleppbahn zur dortigen Actien⸗Zuckerfabrik. Z. 17.907. 
23. Juni. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Locomotiv⸗Eiſenbahn von Tannwald über Gablonz nach Reichenberg. Z. 19.022. 
7. Juli. 


k. 


(Fortſetzung ſolgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Heinrich Pokorny in 
Pilgram den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Guſtav Petraczek v. Wokaun⸗ 
ſtein anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Oberbaurathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Oberrechnungsrathe der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection Joſef Riedl taxſrei den Titel und Charak⸗ 
ter eines Regierungsrathes verliehen. 


Erledigungen. 


Controlorsſtelle bei der k. k Telegraphen⸗Hauptſtation in Eger mit der 
neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 18. März. (Amtsbl. Nr. 43.) 

Kanzleiofficialsſtelle im k. k. Verſatzamt in Wien mit 600 fl. und 240 fl. 
Quartiergeld. 

Rrechnungsrevidentenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg in der neunten, eventuell eine Rechnungsofficialsſtelle in 
der zehnten und eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 
10. März. (Amtsbl. Nr. 47.) 
| Salinencontrolorsſtelle (zehnter Rangsclaſſe) im Status der k. k. Salinen⸗ 
verwaltungen in den Alpenländern mit dem Dienſtorte Hallſtadt, bis Ende März. 
(Amtsbl. Nr. 47.) 


DEE Hiezu als Beilage: Bogen 33 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SE 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


